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Der Bundesrat hat in seiner 165. Sitzung am 9. November 1956 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzentwurf 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in Anlage 3 dargelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Allgemeine Statistik in der Industrie 
und im Bauhauptgewerbe 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

In der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
werden statistisdie Erhebungen als Bundes- 
statistik durchgeführt. 

§2 

Auskunftspflichtig sind: 

1. Gruppe 1 

Alle Betriebe der Industrie und des Berg- 
baus mit Ausnahme der Betriebe der Bau- 
industrie und der Unternehmen der 
öffentlichen Elektrizitäts-, Gas- und Was- 
serversorgung. 

2. Gruppe 2 

Alle Betriebe des Bauhauptgewerbes. 

§3 

(1) Bei höchstens 70 000 der nach § 2 Nr. 1 
auskunftspflichtigen Betriebe erfassen die Er- 
hebungen folgende Tatbestände: 

L Monatlich 

1. die Beschäftigten, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Bruttolohn- und Bruttogehalts- 
summen, 

4. den Umsatz, 

5. den Verbrauch, den Zugang und den 
Bestand an Brennstoffen, 

6. die Erzeugung, die Gewinnung, den 
Bezug, die Abgabe und den Verbrauch 
von Elektrizität und von Gas, 


7. die Produktion nach einer für die In- 
dustriegruppen repräsentativen Aus- 
wahl von höchstens 700 Waren oder 
Warengruppen; 

II. Vierteljährlich 

1. die Gesamtproduktion nach Waren, 

2. die Reparatur-, Montage- und Lohn- 
veredelungsarbeiten, 

III. Jährlich 

1. die Gewinnung, den Anfall, den Be- 
zug, die Abgabe, den Gebrauch und 
den Verbrauch von Wasser, 

2. den Anfall, die Behandlung und den 
Verbleib des Abwassers. 

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr. 1 aus- 
kunftspflichtigen Betrieben erfassen die Er- 
hebungen jährlich folgende Tatbestände: 

1. die Beschäftigten, 

2. den Umsatz. 


§4 

(1) Bel höchstens 20 000 der nach § 2 Nr. 2 
auskunftspflichtigen Betriebe erfassen die Er- 
hebungen folgende Tatbestände: 

I. Monatlich 

1. die Beschäftigten, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Bruttolohn- und Bruttogehaks- 
summen, 

4. den Umsatz; 
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11. Jährlich 

1. die Geräteausstattung, 

2. die Forderungen aus betrieblichen Lei- 
stungen und Lieferungen. 

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr. 2 aus- 
kunftspflichtigen Betrieben erfassen die Er- 
hebungen einmal jährlich die in Absatz 1 
Ziffern I und II bezeichneten Tatbestände. 

§5 

Außer den in §§ 3 und 4 bezeichneten Tat- 
beständen werden Angaben zur Kennzeich- 
nung des Betriebes erhoben. 

§6 

Die Erhebungsvordrucke sind der erhe- 
benden Stelle zu den auf den Vordrucken 
bezeichneten Berichtsterminen einzureichen. 

§7 

(1) Die Weiterleitung von Einzelangaben 
nach § 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 


B e g r ü 

I. Rechtsgrundlage 

Die nach dem Jahre 1945 zunächst in den 
einzelnen Besatzungsgebieten wieder aufge- 
nommenen vielgestaltigen Statistiken in der 
Industrie und im Bauhauptgewerbe sind in 
der Bundesrepublik zu einem einheitlichen 
und rationellen Erhebungssystem zusammen- 
gefaßt worden, das der allgemeinen und fach- 
lichen Unterrichtung über die konjunkturelle, 
saisonale und strukturelle Entwicklung der 
Industrie- und Bauwirtschaft dient. 

In seinen Ursprüngen geht das Industrie- und 
baustatistische Erhebungssystem auf Statisti- 
ken zurück, die in weniger einheitlicher Form 
schon seit der Jahrhundertwende im ehe- 
maligen Reichsgebiet für Zwecke der Wirt- 
schaftsbeobachtung und — besonders was die 
Produktionsstatistiken anbelangt — für die 
fachlichen Aufgaben der Fiandelspolitik (Vor- 
bereitung der Handelsvertragsverhandlungen 
usw.) entwickelt wurden. 

Eine einheitliche Rechtsgrundlage erhielt die 
Industrie- und Baustatistik erst in der Nadi- 
kriegszeit durch die auf Grund des Gesetzes 


3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
durch die erhebenden Behörden an die für 
die Wirtschaft zuständige oberste Bundes- 
und Landesbehörde ohne Nennung des Na- 
mens des Auskunftspflichtigen ist zugelassen. 

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben 
unter Nennung des Namens des Auskunfts- 
pflichtigen an die in Absatz 1 bezeichnete Be- 
hörde ist auf Anforderung in Einzelfällen 
zulässig. Bei der Anforderung sind die Tatbe- 
stände nach §§ 3 und 4, über die Auskunft 
gefordert wird, zu bezeichnen. 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Die Bestimmung in 
§ 4 Abs. 1 Ziff. II Nr. 2 tritt drei Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 


n d u n g 

über die Errichtung eines Statistischen Amtes 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes vom 
21. Januar 1948 (WiGBl. S. 19) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 19. Januar 1949 
(WiGBl. S. 9) erlassene „Gemeinsame Anord- 
nung der Verwaltung des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes zur Durchführung von Sta- 
tistiken‘‘ vom 1. Juni 1949 (öffentlicher An- 
zeiger für das Vereinigte Wirtschaftsgebiet 
Nr. 50 vom 25. Juni 1949). Durch die Ver- 
ordnung über die Erstreckung von Recht der 
Verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsge- 
bietes auf dem Gebiet der Statistik auf die 
Länder Baden, Rheinland-Pfalz, Württem- 
berg-Hohenzollern und den bayerisdien 
Kreis Lindau vom 31. März 1950 (BGBl. 

S. 81) haben das genannte Gesetz sowie die 
„Gemeinsame Anordnung" Geltung für das 
gesamte Gebiet der Bundesrepublik erhalten. 

Nach § 16 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke vom 3. September 1953 
(BGBL I S. 1314) in der Fassung vom 
8. August 1955 (BGBl. I S. 507) muß für die 
Allgemeine Statistik In der Industrie und im 
Bauhauptgewerbe bis zum 25. September 
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1957 eine d'Cn Vorschriften des genannten 
Gesetzes entsprechende neue gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden. Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf soll demgemäß den im 
wesentlichen unveränderten Fortbestand die- 
ser Statistik ermöglichen. Dabei geht der Ent- 
wurf von der Absicht aus, die Statistik durch 
dieses Gesetz in einem Umfang zu regeln, der 
auf lange Sicht als Standard der allgemeinen 
statistischen Beobachtung der wirtschaftlichen 
Entwicklung im Industrie- und Bausektor 
gilt. Spezialstatistiken über andere Tatbe- 
stände bleiben ebenso wie weitergehend spe- 
zialisierte Fachstatistiken auf einzelnen Teil- 
gebieten der Industrie einer Regelung durch 
besondere Rechtsvorschriften vor^behalten. 
Zur Unterscheidung von solchen Spezialsta- 
tistiken wird das im vorliegenden Gesetz ge- 
regelte wirtschaftsstatistische Erhebungspro- 
gramm als Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe bezeichnet. 

II. Bedeutung und Umfang der Allgemeinen 
Industrie- und Baustatistik 

Der Aufbau der Allgemeinen Statistik in der 
Industrie und im Bauhauptgeweribe ent- 
spricht einem Gesamtplan, der in diesem 
größten Bereich innerhalb der deutschen 
Wirtschaft, auf den nahezu 45 v. H. der in 
der Wirtschaft beschäftigten Arbeitskräfte 
entfallen und der etwa 52 v. H. des Netto- 
sozialprodukts der Bundesrepublik aufbringt, 
ein einheitlich ausgerichtetes Instrumenta- 
rium der Wirtschaftsbedbachtung schafft, das 
unter geringstmöglichem Kostenaufwand bei 
der Verwaltung und bei der Wirtschaft die 
Entwicklung dieses Bereiches sowohl in den 
großen Zusammenhängen im Rahmen der 
Volkswirtschaft wie auch in seinen Teilberei- 
chen bis zu den einzelnen Produktionszwei- 
gen erkennen läßt. 

Die Verwaltung erhält damit die Unterlagen, 
die es ihr ermöglichen, den Wirtschaftsablauf 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
laufend zu verfolgen, Störungen oder Dis- 
krepanzen in der Entwicklung frühzeitig zu 
erkennen und die Wirtschafts- und Handels- 
politik den Erfordernissen der sozialen 
Marktwirtschaft anzupassen. Die Unterneh- 
mungen selber können anhand der Ergeb- 
nisse dieser Statistik den Stand ihrer eigenen 
Entwicklung im Rahmen ihrer Branche und 
ln größeren Zusammenhängen erkennen, ihre 
Produktionsgestaltung nadi der Marktlage 
ausrichten und Erkenntnisse für die Förde- 
rung ihrer Produktivität schöpfen. 


Für die internationale wirtschaftliche Zusam- 
menar^beit liefert die Statistik wichtige Ar- 
beitsunterlagen. 

Diesen vielseitigen Aufgaben entsprechend 
setzt sich die Allgemeine Statistik ln der In- 
dustrie und im Bauhauptgewerbe aus einem 
System monatlicher und vierteljährlicher Er- 
hebungen zusammen, die durch Jahreserhe- 
bungen ergänzt werden. 

1. Monatlich erfassen die Industriestatistik 
(Industriebericht) und die Baustatistik (Bau- 
bericht) die Bewegung der Arbeitskräfte, die 
gezahlten Lohn- und Gehaltssummen, die 
aufgewendeten Arbeitsstunden und den Um- 
satz. Besonderes Augenmerk richtet sie fer- 
ner auf eine monatliche Unterrichtung über 
die Brennstoff-, Elektrizitäts- und Gasver- 
sorgung der Industriebetriebe, die im größe- 
ren Zusammenhang wichtige Anhaltspunkte 
für die Weiterentwicklung der verschiedenen 
Energieträger liefert und bei festen Brenn- 
stoffen zugleich den Anforderungen der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl für die Beobachtung des gemeinsamen 
Marktes Rechnung trägt. 

2. Monatlich ermittelt die Industriestatistik 
ferner in Form einer Eilmeldung zum In- 
dustriebericht (Produktions-Eilbericht) für 
eine repräsentative Auswahl wichtiger In- 
dustrieerzeugnisse (z. Z. etwa 600 Waren 
oder Gruppen von Waren) frühzeitige An- 
gaben über den Produktionsausstoß. Diese 
dienen ln erster Linie zur Berechnung des 
Index der industriellen Produktion und er- 
möglichen eine schnelle globale Unterrich- 
tung über die Entwicklungstendenzen der 
industriellen Produktion. 

3. Vierteljährlich unterriditet die industrielle 
Produktionsstatistik (vierteljährlicher Pro- 
duktionsbericht) in einer durch die fachlichen 
Bedürfnisse der Handelspolitik bestimmten 
vollständigen warenmäßigen Gliederung über 
die industrielle Produktion nach mengen- 
und wertmäßigen Größen. Ursprünglich mit 
dem monatlichen Industriebericht verbun- 
den, ist diese Produktionsstatistik erst nach 
der \7ährungsreform aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung auf die vierteljähr- 
liche Periodizität umgestellt worden, die sich 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen und 
auch auf weitere Sicht als zweckmäßig er- 
wiesen hat. Sie dient, wie schon die um die 
Jahrhundertwende im Deutschen Reich ein- 
gerichteten amtlichen Produktionserhebun- 
gen, der fachlichen Unterrichtung der Wirt- 
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Schaftsverwaltung über die produktionswirt- 
schaftlichen Zusammenhänge für handelspoli- 
tische Zwecke (Vorbereitung von Handels- 
vertragsverhandlungen, Zollpolitik usw.) und 
bildet gleichzeitig für die Industriewirtschaft, 
sowohl bei den Organisationen wie bei den 
einzelnen Unternehmungen, eine besonders 
wichtige Unterrichtungsquelle für die Ge- 
staltung ihrer Produktionspolitik und ihrer 
Marktbeobachtung. 

Die vorstehend beschriebene Monats- und 
Vierteljahresstatistik in der Industrie und Im 
Bauhauptgewerbe bildet das Kernstück der 
laufenden Wirtschaftsbeobachtung In diesen 
Bereichen. Im Interesse einer schnellen Un- 
terrichtung und aus Gründen der Kosten- 
ersparnis werden z. Z. Klein- und Kleinst- 
betrlebe von der Monats- und Vierteljahres- 
statistik ausgenommen mit dem Ergebnis, 
daß die laufende Statistik auf etwa 55 000 
Industriebetriebe (ohne Bauindustrie) und 
etwa 17 000 Betriebe des Bauhauptgewerbes 
im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
beschränkt werden. Das sind etwa 55 v. H. 
der insgesamt z. 2. vorhandenen Industrie- 
betriebe und rd. 25 v. H. aller Betriebe des 
Bauhaupt gewerbes. 

Um jedoch den Gesamtüberblick über die 
Entwicklung der Industrie und des Bauhaupt- 
gewerbes sowie die Kontrolle über den Er- 
fassungsgrad der laufenden Statistik zu be- 
halten, werden die kurzfristigen Statistiken 
durch jährlich einmal durchzuführende Er- 
hebungen in 2 Richtungen ergänzt: 

1. Bei den der Monatsberichterstattung unter- 
liegenden Betrieben werden jährlich einmal 
Tatbestände erfragt, deren Erfassung zur Be- 
urteilung der wirtschaftlichen Entwicklung 
zwar wichtig ist, auf deren monatliche Fest- 
stellung alber aus Gründen der Vereinfachung 
verzichtet werden kann. 

Neben Angaben zur Evidenthaltung der Er- 
hebungskartelen (allgemeine Betriebsmerk- 
male) handelt es sich dabei In der Industrie 
um Feststellungen über die Zusammensetzung 
der Belegschaften (für sozialpolitische Zwecke) 
und um Unterlagen über die Wasserversor- 
gung der Betriebe, deren Kenntnis im Zu- 
sammenhang mit den allgemeinen Problemen 
der Wasserwirtschaft ein dringendes Anlie- 
gen der Bundesverwaltung und der Länder- 
verwaltungen auf lange Sicht darstellt. Im 
Bauhauptgewerbe um Angaben über die Ge- 
räteausstattung, die über die Kapazltätsent- 
widclung dieses Wirtschaftszweiges für die 


wirtschaftspolitischen Zielsetzungen lang- 
fristig bedeutungsvolle Aufschlüsse vermit- 
teln. 

2. Über die Masse der durch die Monats- 
statistik nicht erfaßten Klein- und Kleinst- 
betriebe der Industrie und des Bauhaupt- 
gewerbes erbringt eine jährlich einmal durch- 
geführte Erhebung einfacher Art lediglich 
Angaben über die Beschäftigtenzahl und den 
Umsatz; bei den bauhauptgewerblichen Be- 
trieben erstreckt sie sich auch auf die ge- 
leisteten Arbeiterstunden, die Lohn- und Ge- 
haltssummen und die Baugeräteausstattung. 

IIL Aufbau des Gesetzes 

In den §§ 1 und 2 wird der Gesamtumfang 
der Allgemeinen Statistik in der Industrie 
und Im Bauhauptgewerbe Im Hinblick auf 
den Kreis der dafür Auskunftsverpflichteten 
in seinem Rahmen festgelegt. 

Als Betriebe des Bauhauptgewerbes Ini Sinne 
des § 2 Nr. 2 gelten ohne Rücksicht auf ihre 
Betriebsgröße sowie auf ihre Zugehörigkeit 
zur Industrie oder zum Handwerk: 

1. die Betriebe des Hoch-, Tief- und In- 
genieurbaus, der Zimmerei und Dach- 
deckerei; 

2. die Spezialbetriebe für Brunnen- und Pum- 
penbau, Tiefbohrungen, Schornstein-, 
Feuerungs-, Industrieofen- und Isolierbau 
sowie für Abbruch; 

3. die Betriebe des Verputzer-, Stukkateur- 
und Gipsergewerbes. 

Als Betriebe im Sinne des § 2 Nr. 2 gelten 
auch Arbeitsgemeinschaften. Die Teilung des 
§ 2 in die Nr. 1 und 2 Ist notwendig, da bei 
einheitlicher Grundkonzeption der gesamten 
in diesem Gesetz geregelten Statistik die in 
den folgenden §§ 3 und 4 zu treffenden Re- 
gelungen Im einzelnen für Industriebetriebe 
. (§ 3) und für Betriebe des Bauhauptgewerbes 
(§4) aus sadilichen Gründen sowohl nach der 
Periodizität der Erhebungen wie nach der 
Art der Fragestellung zum Teil voneinander 
abweichen. 

In den §§ 3 und 4 werden die durch die 
Statistik zu erfassenden Tatbestände be- 
stimmt und der Kreis der Befragten im ein- 
zelnen fest gelegt. 

Den in der Begründung zu § 7 StatGes dar- 
gelegten Grundsätzen entsprechend werden 
die zu erfassenden Tatbestände im Rahmen 



festgelegt, um dem Rechtsschutzbedürfnis 
der Auskunftsverpflichteten zu genügen. 

Die §§ 5 und 6 enthalten ergänzende Vor- 
schriften zu den Regelungen in den §§ 3 
und 4. 

Die Vorschrift in § 5 soll es ermöglichen, 
außer den in den §§ 3 und 4 bezeichneten 
zahlenmäßig zu erfassenden Tatbeständen 
auch Betriebsmerkmale in den Erhebungen 
zu erfragen, wie die Zugehörigkeit zu wirt- 
schaftlichen Organisationen, die Charakteri- 
sierung des Betriebs als Vertrlebenenbetrieb 
und die’ Art des Produktionsprogramms bei 
solchen Betrieben, deren Produktion nicht 
nach Art und Menge erfaßt wird (vgl. § 3 
Abs. 2). 

Die Vorschrift in § 6 ermöglicht es, die für 
die einzelnen Teilgebiete der Industrie- und 
Baustatistik unterschiedlichen Einsendefristen 
der Erhebungsvordrucke den Erfordernissen 
der amtlichen Unterrichtung und den Aus- 
kunftsmöglichkeiten der Befragten In termin- 
licher Hinsicht anzupassen. 

Der § 7 regelt im Hinblick auf die Vor- 
schriften in § 12 StatGes die Handhabung 
der Geheimhaltungsbestimmungen für die In- 
dustrie- und Baustatistik. 

Die Vorschrift in Absatz 1 soll die schon 
bisher für den Dienstgebrauch unein- 
geschränkt zulässige Weiterleitung der tabel- 
larischen Ergebnisse der Produktionsstatistik 
an das BMW ermöglichen, auch wenn die Ta- 
bellen infolge der weltergehenden Aufspal- 
tung der Tabellenpositionen in gewissen Fäl- 
len Zahlenangaben enthalten, die sich nur auf 
eine Firma beziehen, ohne daß dabei der 


Name des Auskunftspflichtigen sichtbar ge- 
macht wird. 

Mit der Vorschrift in Absatz 2 wird das bei 
der Industrie- und Baustatistik bisher auf der 
Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (RGBL I S. 723) beruhende 
Auskunftsrecht der fachlich zuständigen ober- 
sten Bundes- und Landesbehörden abgelöst 
und nach Maßgabe der Vorschrift in § 12 
Abs. 2 StatGes geregelt. Die Vorschrift sieht 
eine Einschränkung auf besondere Einzelfälle 
vor, wobei die Tatbestände, über die Aus- 
kunft gefordert wird, außerdem ausdrück- 
lich bezeichnet werden sollen. 

Die Unterrichtung über Angaben einzelner 
Betriebe hinsichtlich Beschäftigung, Produk- 
tion, Inland- und Auslandumsatz, Energie- 
verbrauch usw. 'dient den obersten Wirt- 
schaftsbehörden zur Erfüllung der ihnen ob- 
liegenden Aufgaben bei der Forderung der 
Wirtschaft. Derartige Unterlagen bilden für 
diese Behörden die einzige Unterrichtungs- 
quelle über fachliche und regionale Auswir- 
kungen der allgemeinen wirtschaftlichen Ent- 
wicklung auf die industriellen Unternehmun- 
gen, die vor allem für die Beurteilung der 
Entwicklung der Kapazitäten oder Produk- 
tionsprogramme, bei der Außenhandelsbe- 
treuung, bei Maßnahmen für Notstands- und 
Grenzgebiete Bedeutung hat. 

IV. Kosten der Statistik 

Die Kosten der in diesem Gesetz geregelten 
Statistik ergeben sich nach dem Stande des 
Jahres 1955 in Annäherungswerten aus der 
nachfolgenden Übersicht: 


Erhebung gemäß: 

Länderkosten 
im Rechnungsjahr 
1954/55 

Bundeskosten 
im Rechnungsjahr 
1954/55 

Insgesamt 


in 1000 DM 

In 1000 DM 

in 1000 DM 

§ 3 Abs. 1 —I. 1.— 6. 

2440 

157 

2597 

§ 3 Abs. 1 — I. 7. 

680 

317 

997 

§ 3 Abs. 1 — II. 

550 

240 

790 

§ 3 Abs. 1 — III.-'-) 

190 

21 

211 

§ 3 Abs. 2 

220 

7 

227 

§ 4 Abs. 1 — I. 

460 

45 

505 

§ 4 Abs. 1 — II. und 
§ 4 Abs. 2 

290 

22 

312 


4830 

809 

5639 


*) in Verbindung mit jährlich einmaligen weiter untergliederten Fragestellungen gemäß § 3 Abs. 1 Ziff. 1. Nr. 1. 
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Der Präsident des Bundesrates 


Berlin, den 9. November 1956 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 23. Oktober 1956 — 6-60003-3224/56 — be- 
ehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 165. Sitzung 
am 9. November 1956 gemäß Art. 76 Abs. 2 des Grundgesetzes be- 
schlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das Gesetz wegen der Be- 
stimmung des § 7 seiner Zustimmung gemäß Artikel 84 Abs. 1 des 
Grundgesetzes bedarf. 


Dr. Sieveking 



Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


L 

1. §3 

In Absatz 1 Ziffer III ist das Wort „Jährlida“ 
durch die Worte „Alle zwei Jahre“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Die Erhebungen über die Wasserversorgung der 
Industrie sind bisiher nur alle zwei Jahre — 
zuletzt 1955 — durchgeführt worden. Es ist 
keine Notwendigkeit gegeben, die Erhebun- 
gen häufiger anzustellen. Die Verwirklichung 
wasserwirtschaftlicher Maßnahmen erfordert 
längere Zeiträume. Es genügt deshalb, die 
Feststellungen alle 2 Jahre zu treffen, 

2. §5 

§ 5 ist zu streichen. 

Begründung 

Aus der amtlichen Gesetzesbegründung er- 
gibt sich, daß § 5 als Generalermächtigung 
zur Erhebung von Tatbeständen ausgenutzt 


werden soll, die eine unerwünschte Erweite- 
rung des statistischen Programms darstellt. 

11 . 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu 
prüfen, ob und in welchem Umfange ge- 
legentlich der für das Jahr 1960 vorgesehenen 
Arbeitsstättenzählung (Weltzensus) Einspa- 
rungen bei der laufenden Industriestatistik 
vorgenommen werden können. 

Begründung 

Im Rahmen des statistischen Programms der 
Bundesregierung ist für das Jahr 1960 u. a. 
eine Arbeitsstättenzählung vorgesehen, eben- 
so wie es die meisten übrigen Staaten für die- 
ses Jahr planen. In Verbindung hiermit wird 
zu prüfen sein, ob für die Zukunft auf einen 
Teil der Angaben der Industriestatistik wird 
verzichtet werden können. Da die Arbeits- 
stättenzählung 1960 durch besonderes Ge- 
setz angeordnet werden muß, wird bei dieser 
Gelegenheit gegebenenfalls das jetzt vorlie- 
gende Gesetz geändert werden können. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zur 
Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Nr. 1 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Än- 
derungsvorschlag des Bundesrates keine aus- 
drücklichen Einwendungen. Die Erhebungen 
über die Wasserversorgung der Industrie 
konnten entsprechend der Bestimmung in 
§ 16 Abs. 1 StatGes bisher nur alle zwei 
Jahre durchgeführt werden. Im Hinblick auf 
die zunehmende Bedeutung der Wasserwirt- 
schaft wurde im Zuge der Vorbereitung die- 
ses Gesetzentwurfs eine jährliche Erhebung 
über die Wasserversorgung vorgesehen. Die 
gegenwärtige Situation läßt es zwar zur Zeit 
im allgemeinen Durchschnitt als ausreichend 
erscheinen, vorerst die Erhebung über die 
Wasserversorgung nur alle zwei Jahre durdi- 
zuführen. Die Bundesregierung muß sich 
aber Vorbehalten, falls hinsichtlich der Was- 
serversorgung der Industrie in kommender 
Zeit Schwierigkeiten auftreten sollten, im 
Wege einer Gesetzesänderung die Regie- 
rungsfassung wiederherzustellen. 

2. Zu Nr. 2 

Dem Vorschläge wird nicht zugestimmt. Der 
§ 5 soll nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht als „Generalermächtigung zur Erhebung 
von Tatbeständen wirken, die eine uner- 
wünschte Erweiterung des statistischen Pro- 
gramms darstellen könnte“. Vielmehr sollen 
nur diejenigen Angaben zur Kennzeichnung 
des Betriebes erfaßt werden, die bei der Auf- 
bereitung der Statistik durch die Statistischen 
Ämter zu einer zutreffenden Beurteilung der 
Meldepflicht (z. B. Abgrenzung gegenüber 
Handwerk bzw. Handel) und der statisti- 


schen Zuordnung der Betriebe (z, B. Fest- 
stellung der Art des Produktionsprogramms 
bei Kleinbetrieben, der Vertriebenen- und 
Zugewanderteneigenschaft der Betriebe) die- 
nen; sie sind daher zur Erfüllung der Auf- 
gabe der Statistik unerläßlich. Um diesen Ge- 
danken noch klarer hervortreten zu lassen, 
könnte folgende Fassung des § 5 erwogen 
werden: 

4 5 

Außer den in §§ 3 und 4 bezeichneten 
Tatbeständen werden Angaben zur Kenn- 
zeichnung des Betriebes erhoben, die zu 
einer zutreffenden Beurteilung der Melde- 
pflicht und der statistischen Zuordnung 
der Betriebe erforderlich sind.“ 

3. Zur Frage der Zustimmungsbedürftigkeit 
des Gesetzes durch den Bundesrat gemäß Ar- 
tikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes teilt die 
Bundesregierung die Auffassung des Bundes- 
rates nicht. 

Die Vorschrift in § 7 enthält keine Regelung 
des Verwaltungsverfahrens sondern die in 
§ 12 Abs. 2 StatGes ausdrücklich vorgesehene 
Zulassung der Weiterleitung von Einzel- 
angaben an die für die Wirtschaft zuständige 
oberste Bundes- und Landesbehörde. 

Die gleiche Frage ist bereits bei dem Entwurf 
eines Gesetzes über die Statistik des grenz- 
überschreitenden Warenverkehrs (Außenhan- 
delsstatistik — ^ AHStatGes) behandelt wor- 
den. Auf die Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zur Drucksache 2658 Anlage 3 wird 
verwiesen. 
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